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Bericht der Bundesregierung über die Deutsche Bundesbahn 


Auf das Ersuchen des Bundestages in seiner Entschließung vom 
12. April 1962 nimmt die Bundesregierung im Zusammenhang mit der 
Konkretisierung der Verantwortlichkeiten zwischen Bund und Bundes- 
bahn insbesondere zu folgenden Fragen Stellung: 

1. Welcher Art und wie groß sind die durch die Kriegsauswirkungen 
bedingten politischen Lasten? 

Welche sind bereits von dem Bundeshaushalt übernommen, und 
welche sind für eine Übernahme noch in Betracht zu ziehen? 
Welche Bedenken bestehen dagegen, daß diese Lasten im Einzel- 
plan 33 (Versorgung) ausgewiesen werden? 

2. Ergeben sich praktisch bedeutsame Vergleichsmöglichkeiten zwi- 
schen den Personallasten der Deutschen Bundesbahn und den 
anderen Verkehrsträgern, und wie können hier vorhandene Wett- 
bewerbsverzerrungen abgebaut werden? 

3. Kann die Aufstockung des Eigenkapitals der Deutschen Bundes- 
bahn zum Zwecke der innerbetrieblichen Rationalisierung für einen 
längeren Zeitraum sichergestellt werden, und auf welche Weise? 

4. Welche Möglichkeiten bestehen, um die Fremdverschuldung der 
Deutschen Bundesbahn auf ein erträgliches Maß herabzusetzen? 
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1 . 

Zu Frage 1 

Welcher Art und wie groß sind die durch Kriegsauswirkungen 
bedingten politischen Lasten? (Teil A) 

Welche sind bereits von dem Bundeshaushalt übernommen, und welche 
sind für eine Übernahme noch in Betracht zu ziehen? (Teil B) 

Welche Bedenken bestehen dagegen, daß diese Lasten im Einzelplan 33 
(Versorgung) ausgewiesen werden? (Teil C) 


Die durch die Kriegsauswirkungen bedingten poli- j 
tischen und vom Bund zum großen Teil übernom- 
menen Lasten sind sächlicher und personeller Art. | 
Es handelt sich im wesentlichen um folgende Be- | 
lastungen; i 

a) Sächliche Kriegsfolgelasten 

1. Kriegsschäden 

Hierunter sind die durch Kriegsschäden hervor- 
gerufenen unmittelbaren und mittelbaren Belastun- 
gen der Deutschen Bundesbahn zu verstehen. Von 
1948 bis 1963 hat sie allein für die Beseitigung die- 
ser Schäden rd. 2,5 Mrd. DM investiert. Diese In- 
vestitionen haben zu einer direkten Belastung der 
Kapitalrechnungen der Jahresabschlüsse seit 1948 
und durch die daraus herrühende Zinsbelastung zu 
einer entsprechenden Verschlechterung der Ergeb- 
nisse der Gewinn- und Verlustrechnungen beigetra- 
gen. Wegen des Vorrangs der Kriegsschädenbesei- 
tigung in den Nachkriegsjahren konnten wichtige 
Rationalisierungs- und Modernisierungsinvestitionen 
nur in geringerem Umfang und zeitlich später ein- 
geleitet werden, als es zur Erreichung eines optima- 
len wirtschaftlichen Ergebnisses wünschenswert ge- 
wesen wäre. Hierdurch erklärt sich z. B. der im 
Vergleich zu anderen europäischen Eisenbahnen 
noch verhältnismäßig geringe Elektrifizierungsstand 
der Deutschen Bundesbahn. Die verbliebenen Kriegs- 
schäden, die die Deutsche Bundesbahn noch auf 500 
Millionen DM beziffert, bewirken neben der zukünf- 
tigen Belastung der Erfolgsrechnungen laufende, im 
einzelnen nicht quantifizierbare Erschwernisse in 
der Betriebsabwicklung. 

Die Bundesregierung schlägt vor, die durch Kriegs- 
schäden hervorgerufenen Belastungen der Deutschen 
Bundesbahn — einschließlich der infolge des Krieges 
aufgelaufenen Erneuerungs- und Unterhaltungsrück- 
stände — in Anbetracht der unten im Abschnitt III 
im einzelnen behandelten Maßnahmen des Bundes 
zur Kapitalaufstockung als erledigt anzusehen. Die 
noch nicht beseitigten Kriegsschäden bilden einen 
Teil des 4-Jahres-Investitionsplanes der Deutschen 
Bundesbahn für die Jahre 1962 bis 1965, dessen 
Durchführung die Bundesregierung durch geeignete | 


Maßnahmen zur Verbesserung der Kapitalstruktur 
fördern wird. Die Belastungen durch die bereits be- 
seitigten Kriegsschäden sind — - abgesehen von ge- 
wissen auch in Zukunft noch aufzubringenden Zins- 
und Tilgungsleistungen für Wiederaufbaukredite — 
abgegolten worden. Von 1948 (Währungsreform) bis 
zum 31. Dezember 1956 waren Verluste in Höhe von 
insgesamt 1972 Millionen DM aufgelaufen. In der 
gleichen Zeit hatte die Deutsche Bundesbahn jedoch 
betriebsfremde Lasten, insbesondere Personallasten, 
in Höhe von 1976 Millionen DM zu tragen. Am 
30. Januar 1957 hat die Bundesregierung auf Vor- 
schlag des Bundesministers für Verkehr beschlossen, 
die aus der Abdeckung betriebsfremder Lasten bis 
zum 31. Dezember 1956 entstandenen Verluste durch 
Verrechnung mit Mitteln, die der Bund der Deut- 
schen Bundesbahn zur Deckung ihrer Fehlbeträge 
darlehensweise gewährt hatte, auszugleichen. Ferner 
ist auf den Erlaß der Forderungen des Bundes nach 
dem Sofortprogramm der Bundesregierung hinzu- 
weisen. Hiernach sind mit Wirkung vom 31. Dezem- 
ber 1960 Forderungen des Bundes gegen die Bundes- 
bahn in Höhe von 1625 Millionen DM zur Verlust- 
abdeckung 1957 bis 1960 und in Höhe von 2365 Mil- 
lionen DM zum Zwecke der Verbesserung der Kapi- 
talstruktur erlassen worden. 

2. Übernahme eines Anteils an der Verzinsung der 
Ausgleichsiorderung der ehemaligen Bank deut- 
scher Länder durch die Deutsche Bundesbahn 

Auf Grund des § 11 des Währungsumstellungs- 
gesetzes sind der Bank deutscher Länder als Noten- 
bank zur Deckung für die ausgegebenen Banknoten 
Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand 
in Höhe von rd. 5,5 Mrd. DM (Stand: Ende 1951) zu- 
geteilt worden. Diese Ausgleichsforderungen sind 
von der öffentlichen Hand mit 3 v. H. zu verzinsen. 
In § 10 Abs. 4 der 2. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz sind die gesetzgebenden Körper- 
schaften ermächtigt worden, Bahn und Post zur Über- 
nahme eines angemessenen Anteils an dieser Aus- 
gleichslast zu verpflichten. Auf Grund dieser Er- 
mächtigung mußten Bahn und Post ein Drittel der 
Gesamtlast übernehmen, und zwar im Verhältnis 
3 (Bahn) : 2 (Post). Die jährliche Verpflichtung zur 
Übernahme dieses Anteils an der Zinslast wird je- 
weils durch die Haushaltsgesetze des Bundes fest- 
gestellt. 
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Die Bundesregierung hat anerkannt, daß es sich 
hierbei um eine Last handelt, die der damaligen 
Deutschen Reichsbahn sowie der damaligen Deut- 
schen Reichspost als Trägerinnen öffentlicher Ver- 
mögen auferlegt wurde, und daß diese Last nicht im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit der Deutschen 
Bundesbahn als Verkehrsunternehmen steht. Andere 
Verkehrsunternehmen unterliegen gleichen oder 
ähnlichen Verpflichtungen nicht. 

Die jährliche Belastung der Deutschen Bundes- 
bahn beträgt rd. 33 Millionen DM. Entsprechend dem 
Kabinettbeschluß vom 30. Januar 1957 wird die 
Deutsche Bundesbahn jeweils im Rahmen des Haus- 
haltsgesetzes entlastet. 


b) Personelle Kriegsfolgelasten 

1, Durch Kabinettsbeschluß vom 30. Januar 1957 
anerkannte betriebsfremde Versorgungslasten 

Durch Kriegsauswirkungen bedingt sind die der 
Deutschen Bundesbahn nach dem Gesetz zu Artikel 
131 GG obliegenden Zahlungen von Versorgungs- 
bezügen an verdrängte Reichsbahnbedienstete, 
Volksdeutsche Bedienstete fremder Staatsbahnen 
und Westberliner Eisenbahner. Auch der der Bun- 
desbahn entstehende Mehraufwand durch vorzei- 
tige Gewährung von Versorgungsbezügen an Kriegs- 
versehrte beider Weltkriege fällt unter diese Kate- 
gorie. 

Die Belastung der Deutschen Bundesbahn aus die- 
sen Tatbeständen beträgt z. Z. jährlich rd. 300 Mil- 1 
lionen DM. Dieser Teil ihrer Versorgimgslasten ist 
als betriebsfremd anerkannt. Die Übernahme auf 
den Bund erfolgt entsprechend dem Kabinettsbe- 
schluß vom 30. Januar 1957 jeweils im Rahmen des 
Haushaltsgesetzes. Der davon erfaßte Personenkreis 
wird sich künftighin vermindern. 

2. Auswirkung der betriebsfremden Lasten der Ab- 
teilung B der Bundesbahnversicherungsanstalt 
auf die Deutsche Bundesbahn 

Die betriebsfremden Lasten der Bundesbahnver- 
sicherungsanstalt (BVA) Abteilung B entsprechen 
nach Ursprung und Inhalt den als betriebsfremd 
anerkannten Versorgungslasten der Deutschen Bun- 
desbahn [siehe oben b) 1.]. Als politisch bedingte l 
Lasten der Abteilung B der BVA sind anzusehen; 

Renten an Flüchtlinge und Vertriebene, 

Renten an Westberliner Eisenbahner, 

Kriegsfolgerenten. 

Die politischen Lasten der Abteilung B für die i 
genannten drei Gruppen betragen z. Z. jährlich 12 
Millionen DM. Davon entfallen auf 

Flüchtlinge und 

Westberliner Rentner 7,2 Millionen DM 

Kriegsfolgerenten 4,8 Millionen DM j 

i 

Diese Renten belasten im Ergebnis nicht die Ab- , 
teilung B, sondern mittelbar in voller Höhe die j 
Deutsche Bundesbahn. 1 


Die Belastung der Deutschen Bundesbahn mit z. Z. 
rd. 12 Millionen DM jährlich aus diesem Tatbestand 
stellt ebenso wie ihre Belastung mit Versorgungs- 
bezügen an verdrängte Reichsbahnbedienstete, 
Volksdeutsche Bedienstete fremder Staatsbahnen 
usw., die ihr nach dem Kabinettbeschluß vom 30. Ja- 
nuar 1957 abgenommen sind, eine betriebsfremde 
Last dar, die sich von Jahr zu Jahr verringert. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß diese 
Renten bei der Abgeltung der betriebsfremden Ver- 
sorgungslasten berücksichtigt werden sollen. Im 
Bundeshaushaltsplan 1964 ist erstmalig eine ent- 
sprechende Regelung vorgesehen. 

3. Kriegsbedingte Personalvermehrung 

Die Vorgängerverwaltungen der Deutschen Bun- 
desbahn mußten in beiden Weltkriegen zusätzliches 
Personal einstellen, weil einerseits Stammpersonal 
zum Wehrdienst und zur Überwachung des Eisen- 
bahndienstes in den besetzten Gebieten abzugeben, 
andererseits ein überdurchschnittlich großer Ver- 
kehr zu bewältigen war. Daraus ergab sich später 
eine im Vergleich zur aktiven Belegschaft überhöhte 
Zahl von Pensionären. Die vom Bundestag einge- 
setzte Prüfungskommission für die Deutsche Bundes- 
bahn hatte diesen kriegsbedingten Personalzuwachs 
im Jahre 1957 — bezogen auf das Bundesgebiet • — 
mit 44 113 Köpfen berechnet. In dem damaligen 
Durchschnitt der Versorgungsbezüge (1957) ergab 
dies eine jährliche Versorgungslast von 164 Millio- 
nen DM — Drucksache IV/840 S. 90. Nach dem 
derzeitigen Stand muß infolge der Erhöhung der 
Versorgungsbezüge im öffentlichen Dienst mit einer 
jährlichen Mehrbelastung der Deutschen Bundes- 
bahn von rd. 218 Millionen DM gerechnet werden. 

Der Bund hat diese Kriegsfolgelast im Sofort- 
programm der Bundesregierung — Drucksache IV/840 
S. 296 — durch Gewährung eines Beitrages zu den 
überhöhten Versorgungslasten anerkannt. Der Be- 
trag von z. Z. jährlich rd. 218 Millionen DM ist in 
dem vom Jahre 1961 an gewährten „Beitrag zu den 
strukturell-bedingten überhöhten Versorgungsla- 
sten" enthalten. 


B. 

Welche durch Kriegsauswirkungen bedingten poli- 
tischen Lasten sind bereits von dem Bundeshaushalt 
übernommen und welche sind für eine Übernahme 
noch in Betracht zu ziehen? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß nur noch 
(wie bereits im Bundeshaushaltsplan 1964 vorge- 
sehen) die Belastung der Bundesbahn durch Renten 
an Flüchtlinge, Vertriebene und Westberliner Eisen- 
bahner sowie durch Kriegsfolgerenten mit z. Z. jähr- 
lich 12 Millionen DM [Abschnitt I A. b) 2.] bei der 
Abnahme der betriebsfremden Versorgungslasten 
zu berücksichtigen ist. Im übrigen sind die durch 
Kriegseinwirkungen bedingten Lasten unter folgen- 
den Gesichtspunkten als erledigt anzusehen: 
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1. Die in den Jahren 1948 bis 1963 durch die Not- 
wendigkeit zur Kriegsschädenbeseitigung in Hö- 
he von rd. 2,5 Milliarden DM verursachten poli- 
tischen Lasten der Deutschen Bundesbahn sind 
— von gewissen auch in Zukunft aufzubringen- 
den Zins- und Tilgungsleistungen für Wiederauf- 
baukredite abgesehen — durch die Übernahme 
der in dieser Zeit entstandenen Jahresverluste 
auf den Bund abgegolten worden. 

2. Die noch nicht beseitigten Kriegsschäden bilden 
einen Teil des Investitionsprogramms der Bun- 
desbahn, für das der Bund durch Kapitalaufstok- 
kungsmaßnahmen Investitionshilfe leistet (siehe 
Ausführungen in Abschnitt III). 

3. Die der Bundesbahn obliegende Verzinsung der 
Ausgleichsforderung der ehemaligen Bank deut- 
scher Länder ist als betriebsfremde Last aner- 
kannt und wird durch Kabinettbeschluß vom 
30. Januar 1957 auf den Bundeshaushalt über- 
nommen. 

4. Durch Kabinettbeschluß vom 30. Januar 1957 sind 
die der Bundesbahn nach dem Gesetz zu Artikel 
131 GG obliegenden Zahlungen von Versorgungs- 
bezügen an verdrängte Reichsbahnbedienstete 
usw. als betriebsfremde Lasten anerkannt und 
auf den Bundeshaushalt übernommen. 

5. Der durch die kriegsbedingte Personalvermehrung 
während beider Kriege entstandene Mehrauf- 


wand an Versorgungsbezügen von z. Z. rd. 218 
Millionen DM jährliÄ wird im Rahmen des Bei- 
trages des Bundes zu den strukturell-bedingten 
überhöhten Versorgungslasten abgegolten. 


C. 

Welche Bedenken bestehen dagegen, daß diese 
Lasten im Einzelplan 33 (Versorgung) ausgewiesen 
werden? 

Nach § 58 Abs. 1 des Gesetzes zu Artikel 131 GG 
sind die Zahlungen für die unter dieses Gesetz 
fallenden Angehörigen der Bahn, der Post und der 
Unter- und Mittelbehörden der Arbeitsverwaltung 
von der Bundesbahn, der Bundespost und der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung aus eigenen Mitteln zu leisten. Eine 
Befreiung der Bundesbahn von dieser gesetzlichen 
Verpflichtung würde eine Änderung des Gesetzes 
erforderlich machen und könnte wohl kaum auf die 
Bundesbahn beschränkt bleiben. 

Unter diesen Umständen erscheint es nicht mög- 
lich, den Beitrag des Bundes zu den als betriebs- 
fremd anerkannten Versorgungslasten der Deut- 
schen Bundesbahn im Einzelplan 33 auszubringen. 
Um den betriebsfremden Charakter der Lasten zu 
unterstreichen, sind die Leistungen im Einzelplan 12 
Kap. 12 02 Tit. 510 als „Ausgleich von betriebs- 
fremden Lasten" kenntlich gemacht. 


11 . 

Zu Frage 2 

Ergeben sich praktisch bedeutsame Vergleichsmöglichkeiten zwisdien den 
Personallasten der Deutschen Bundesbahn und den anderen Verkehrs- 
trägern, und wie können hier vorhandene Wettbewerbs Verzerrungen 


abgebaut 


Wegen der Verschiedenartigkeit der Unterneh- 
mensstrukturen, der darauf beruhenden unter- 
schiedlichen Kapital- und Arbeitsintensität und der 
funktionell nicht vergleichbaren Beschäftigungsarten 
bei den Verkehrsträgern sind unmittelbare Ver- 
gleiche zwischen dem Personalaufwand der Deut- 
schen Bundesbahn und dem der anderen Verkehrs- 
träger nicht durchführbar. Die Unternehmen der 
Binnenschiffahrt und des gewerblichen Güterkraft- 
verkehrs werden ausschließlich mit Angestellten 
und Arbeitern geführt; bei der Deutschen Bundes- 
bahn kommt eine weitere Personalsäule, die Beam- 
ten, hinzu. Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß 
die im Bereich jedes Verkehrsträgers zu zahlenden 
Löhne, Angestelltenvergütungen und Gehälter un- 
ternehmensbedingt sind. Das gleiche gilt für die 
Sozialleistungen einschließlich des unternehmens- 
bedingten Aufwands für die entsprechende beam- 
tenrechtliche Versorgung. Insoweit ist daher ein 
Personalkostenvergleich zwischen den einzelnen 


werden? 


Verkehrsträgern nicht durchgeführt worden. Im Be- 
richt der Bundesregierung über die Verzerrungen 
der Wettbewerbsbedingungen im binnenländischen 
Güterverkehr nach Art und Ausmaß und Vorschläge 
zu ihrer Beseitigung — Drucksache IV/1449 — sind 
auf den Seiten 18 und 19 weitere Ausführungen zu 
diesem Problem gemacht worden; die in den An- 
lagen 1 a, 1 b und 1 c des Berichts enthaltenen Zah- 
lenangaben bieten nur erste Anhaltspunkte. 

Andererseits sind jedoch nicht unternehmensbe- 
dingte Einwirkungen auf den Personalaufwand bei 
der Feststellung von Wettbewerbsverzerrungen zu 
berücksichtigen. 

1. Als eine nicht unternehmensbedingte Sozial- 
leistung ist das Kindergeld für Angestellte und 
Arbeiter anzusprechen. Seine im Jahre 1961 in 
Kraft getretene gesetzliche Regelung stellt aus 
folgenden Gründen eine Wettbewerbsverzerrung 
zu Lasten der Deutschen Bundesbahn dar: 
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Aufgrund des Gesetzes über die Gewährung von 
Kindergeld für zweite Kinder und die Errichtung 
einer Kindergeldkasse (KGKG) vom 18. Juli 1961 
(BGBl. I S. 1001) werden die Mittel zur Zahlung 
des Kindergeldes in Höhe von 25 DM nicht durch 
Beiträge der Arbeitgeber zu der Kindergeld- 
kasse aufgebracht, sondern vom Bund aus allge- 
meinen Haushaltsmitteln. So sind für diesen 
Zweck 1961 319 Millionen DM, 1962 rd. 563 Mil- 
lionen DM und 1963 rd. 451 Millionen DM vom 
Bund aufgewendet worden. 

Demgegenüber muß die Deutsche Bundesbahn 
das von ihr gezahlte Kindergeld auch für Ange- 
stellte und Arbeiter aus eigenen Mitteln auf- 
bringen, da die Kinder der Bediensteten des 
Bundes von der Regelung des KGKG ausdrück- 
lich ausgenommen sind. Das führt zu einer wett- 
bewerblichen Benachteiligung der Bundesbahn 
im Verhältnis zu den anderen Verkehrsträgern. 
Eine solche Benachteiligung ist aber — im Ge- 
gensatz zu den Beamten — bei Angestellten und 
Arbeitern nicht unternehmensbedingt. Vielmehr 
handelt es sich hier ausschließlich um eine alle 
Arbeitnehmer unter gleichen Bedingungen (zwei- 
tes Kind und Einkommensgrenze) gleich behan- 
delnde Regelung im Rahmen der staatlichen So- 
zialordnung. Würde das KGKG auch für Ange- 
stellte und Arbeiter der Deutschen Bundesbahn 
gelten, so wäre die Deutsche Bundesbahn in 
Höhe von z. Z. jährlich 30 Millionen DM ent- 
lastet. Die Bundesregierung hält eine besondere 
Abgeltung aus Haushaltsmitteln angesichts der 
Sonderstellung, die die Bundesbahn im Steuer- 
recht (vgl. Drucksache IV/1449 S. 105) z. Z. noch 
genießt, nicht für geboten. 

2. Zur Frage der Versorgungslasten hat die Bun- 
desregierung durch den Kabinettbeschluß vom 
30. Januar 1957 — Abnahme der Versorgungs- 
last für Verdrängte und Kriegsopfer — sowie 
unter Berücksichtigung des Gutachtens der Prü- 
fungskommission für die Deutsche Bundesbahn 
unter Abschnitt I A Nr. 3 ihres Sofortpro- 
gramms — Drucksache IV/840 Seite 296 — eine 
Sonderbelastung der Bundesbahn durch einen 
überhöhten Versorgungsaufwand anerkannt. Die 
Überhöhung beeinträchtigt aber nur insoweit die 
Wettbewerbsverhältnisse, als sie nicht unterneh- 
mensbedingt ist. Eine solche nicht unternehmens- 
bedingte Überhöhung liegt aus folgenden Grün- 
den vor: 

Im Jahre 1963 betrugen voraussichtlich die 

Millionen 
DM 

2 326,0 


3.5 

7.5 
165,0 

2 502,0 


a) Aktivbezüge 

Besoldung der aktiven Beamten . . . . 
Bezüge der Personen mit vertrag- 
lichem Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsät- 
zen 

Bezüge der Beamten im Vorberei- 
tungsdienst 

Bezüge der Beamtenanwärter 


Millionen 

DM 

b) Versorgungsbezüge ohne Leistungen 

für Verdrängte und Kriegsopfer .... 1 267,0 

Die Höhe dieser Versorgungslasten wird 

durch die bereits behandelte kriegsbedingte 
Personalausweitung während des 2. Weltkrie- 
ges [siehe oben Abschnitt I A. b) 3], 

ferner durch die von der Deutschen Reichs- 
bahn übernommenen personellen Nachfolge- 
lasten 

sowie die Rechtsentwicklung, insbesondere die 
z. Z. geltende Gesetzesregelung der „Doppel- 
versorgung“, 

nachteilig beeinflußt. Außerdem ist zu berück- 
sichtigen, daß die Deutsche Bundesbahn für ihre 
Beamten alle Lasten der Altersversorgung voll 
zu tragen hat, während die gewerbliche Wirt- 
schaft und damit die anderen Verkehrsträger da- 
durch entlastet werden, daß der Bund zu gewis- 
sen Aufwendungen der Angestellten- und Arbei- 
terrentenversicherung Zuschüsse leistet^). 

Wegen der Auswirkungen der kriegsbedingten 
Personalausweitung während des 2. Weltkrieges 
wird auf die Ausführungen zu Abschnitt I A. b) 3. 
verwiesen. 

Personelle Nachfolgelasten sind der Deutschen 
Bundesbahn dadurch entstanden, daß sie Versor- 
gungsausgaben für Angehörige der ehemaligen 
Deutschen Reichsbahn und deren Hinterbliebene 
übernehmen mußte. Diese Nachfolgelasten sind be- 
dingt durch die besondere gesetzliche Regelung in 
der Überleitungsverordnung vom 4. September 1951 
(BGBl. I S. 226) und dem Zweiten Überleitungsgesetz 
vom 21. August 1951 (BGBl. I S. 774). Auf Grund bei- 
der Gesetze sind die Versorgungslasten für Versor- 
gungsempfänger der Deutschen Reichsbahn ab 
1. April 1950 in vollem Umfang auf die Deutsche 
Bundesbahn übergegangen. 

Den Renten- und Pensionsversicherungen hat der 
Bund für derartige Nachfolgelasten durch Gesetz 
Ausgleichsforderungen oder Zuschüsse zugeteilt, so 
in den Gesetzen vom 11. Juni 1951 (BGBl. I S. 379) 
und vom 24. Dezember 1956 (BGBl. I S. 1074) sowie 
im Gesetz zur Neuordnung der Pensionskasse Deut- 
scher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 5. März 
1956 (BGBl. I S. 101). Hiernach erscheint es der Bun- 
desregierung berechtigt, die Rechnung der Deut- 
schen Bundesbahn von einem angemessenen Anteil 
der von der Deutschen Reichsbahn übernommenen 
personellen Nachfolgelasten zu befreien. 

Unter „Doppelversorgung" ist hier zu verstehen, 
wenn für gleichartige Tatbestände (z. B. Dienst- 
oder Bemessungszeiten, Unterhaltsverpflichtungen 
gegenüber Kindern) sowohl im Sozialversicherungs- 
rccht als auch im Beamtenversorgungsrecht Leistun- 
gen zu erbringen sind. Nach geltendem Recht muß 
der Dienstherr auch außerhalb des Beamtenver- 
hältnisses verbrachte Dienstzeiten in der Beamten- 
versorgung abgelten. Dadurch entstehen überhöhte 

0 vgl. auch Drucksache IV/840, Seite 90 rechte Spalte 
und Seite 93 linke Spalte 
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Versorgungslasten. Dies ist jedoch kein spezielles 
Problem der Deutschen Bundesbahn, sondern des 
gesamten öffentlichen Dienstes. Die finanziellen 
Auswirkungen der derzeitigen Rechtslage werden 
aber bei der Bundesbahn besonders sichtbar, weil 
etwa 85 v. H. ihrer Versorgungsempfänger neben 
der Beamtenversorgung Anspruch auf eine Sozial- 
Versicherungsrente haben. Eine Bereinigung dieses 
Problems ist aus finanz-, sozial- und beamtenpoli- 
tischen Gründen notwendig. Der Deutsche Bundes- 
tag hat in seiner 165. Sitzung am 29. Juni 1961 — 
Drucksache 2851 der 3. Wahlperiode S. 1 1 — die Bun- 
desregierung ersucht, einen Gesetzentwurf zur Lö- 
sung dieser Frage vorzulegen. Dies ist inzwischen 
geschehen. 

Die Bundesregierung behält sich vor, nach der in 
Aussicht genommenen gesetzlichen Neuregelung 
dem Deutschen Bundestag über die finanziellen Aus- 
wirkungen bei der Deutschen Bundesbahn abschlie- 
ßend zu berichten. 

Die Deutsche Bundesbahn wirkt der Doppelver- 
sorgung im übrigen schon entgegen; sie hat das 
durchschnittliche Lebensalter bei der Ernennung 
ihrer Beamten wesentlich gesenkt. 

Entsprechende Probleme bestehen beim Sozial- 
aufwand für Arbeiter und Angestellte nicht. Die ge- 
setzlichen Grundlagen hierfür sind für die Deutsche 
Bundesbahn, die öffentliche Verwaltung, die übrigen 
Verkehrsträger und die gesamte Wirtschaft grund- 
sätzlich die gleichen (z. B. Reichsversicherungsord- 
nung und Angestelltenversicherungsgesetz). Zusätz- 
liche Sozialleistungen beruhen bei allen Arbeit- 
gebern auf Tarifverträgen oder auf freiwilliger 
Grundlage. Sie sind deshalb auch bei unterschied- 
lichem Niveau unternehmensbedingt und damit 
wettbewerbsneutral. Die Belastung der Deutschen 
Bundesbahn mit Ausgaben zur Alterssicherung 
ihrer Arbeiter und Angestellten liegt im übrigen 
etwa auf dem gleichen Niveau wie die der Industrie 
und der übrigen Verkehrsträger^). 

Während die Deutsche Bundesbahn im Jahre 1961 für 
die Altersversorgung ihrer Arbeiter und Angestellten 
20,58 Vo des Aufwands für ihr aktives Personal auf- 
bringen mußte, haben privatwirtschaftlich geführte 
Großunternehmen nach einer Untersuchung, die unter 
Verwendung von Material des Statistischen Bundes- 


Zu dem voraussichtlichen Versorgungsaufwand der 
Deutschen Bundesbahn (ohne Leistungen für Ver- 
drängte und Kriegsopfer) in Höhe von 1 267,0 Mil- 
lionen DM (= 50,6 Vo der Aktivbezüge von voraus- 
sichtlich 2 502,0 Millionen DM) hat der Bund im 
Jahre 1963 einen „Beitrag zu den strukturell-beding- 
ten überhöhten Versorgungslasten" in Höhe von 
285 Millionen DM geleistet. Hierdurch haben sich 
die von der Deutschen Bundesbahn selbst zu tragen- 
den Versorgungsaufwendungen auf 982 Millionen 
DM vermindert. Dies entspricht einer Belastung von 
39,2 Vo bezogen auf die Aktivgehälter. Nach den Er- 
fahrungssätzen der Finanzverwaltung sollte sich je- 
doch der Versorgungsaufwand im Öffentlichen 
Dienst (Bund und Länder) bei gesunder Altersschich- 
tung, frühzeitiger Begründung der Beamtenverhält- 
nisse und gleichbleibender Anzahl der Beamten auf 
höchstens 30 v. H. der Aufwendungen für die akti- 
ven Beamten belaufen. 

Bei Anwendung dieses Grundsatzes auf die Deut- 
sche Bundesbahn ist zwar im Hinblick auf die Unter- 
nehmen, die ausschließlich Angestellte und Arbeiter 
beschäftigen, zu berücksichtigen, daß für die Deut- 
sche Bundesbahn aus dem Beamtenstatus sowohl 
Vorteile (geringere Fluktuation und mangelndes 
Streikrecht der Beamten) als auch Nachteile (z. B. 
schwächere Möglichkeiten zur Anpassung des Be- 
amtenpersonals an einen verminderten Bedarf) ent- 
stehen. Eine umfassende Konkretisierung und eine 
zuverlässige Quantifizierung aller im Beamtensta- 
tus begründeten kostenmäßigen Vor- und Nachteile 
ist aber nicht möglich. In Abwägung der gegenläufi- 
gen Tendenzen hält die Bundesregierung jedoch nach 
dem gegenwärtigen Stand der Untersuchungen 
einen der Deutschen Bundesbahn anzulastenden An- 
teil an den Versorgungslasten in Höhe des von der 
Finanzverwaltung ermittelten Satzes von 30 v. H. 
der Aufwendungen für die aktiven Beamten für 
angemessen. Die Lösung des Problems der darüber 
hinausgehenden Versorgungsaufwendungen kann 
aber nur nach Maßgabe der Haushaltslage weiter 
verfolgt werden. 

amtes und für einen Querschnitt durch etwa 4000 Be- 
triebe in 14 Industriezweigen mit id. 2 Millionen Ar- 
beitnehmern vorgenommen worden ist, bis zu 22,2 ®/o 
der Löhne und Gehälter für die Alterssicherung ihrer 
Beschäftigten aufgebracht. 
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Zu Frage 3 


III. 


Kann die Aufstockung des Eigenkapitals der Deutschen Bundesbahn 
zum Zwecke der innerbetrieblichen Rationalisierung für einen längeren 
Zeitraum sichergestellt werden, und auf welche Weise? 


Die Prüfungskommission für die Deutsche Bundes- 
bahn hat die Durchführung eines 4- Jahresinvesti- 
tionsprogramms mit rd. 10 Mrd. DM Neu- und Er- 
satzinvestitionen als grundlegende Voraussetzung 
für die Rationalisierung und Modernisierung der 
Deutschen Bundesbahn empfohlen. Die Bundesre- 
gierung hat diesen 4- Jahresinvestitionsplan in ihrem 
Sofortprogramm — Drucksache IV/840 Anlage 2 
Abschnitt I C, S. 297 — grundsätzlich für wünschens- 
wert bezeichnet. 

Für die Jahre 1962 bis 1965 hat die Deutsche Bun- 
desbahn ein neues, an die technisdie und wirtschaft- 
liche Entwicklung dieses Zeiraums angepaßtes Ge- 
samtprogramm entwickelt. Dieses sieht unter Einbe- 
ziehung der Preissteigerungen seit 1958, die für die 
Investitionen bis 1965 berücksichtigt werden müs- 
sen, und nach Einbeziehung des Investitionsbedarfs 
des Saarlandes Ausgaben in Höhe von 11,3 Mrd. 
DM für Leistungen und Lieferungen Dritter vor. Die 
Schwerpunkte dieser Investitionen liegen beim 
Oberbau, bei der Elektrifizierung, der Verdieselung 
und der Modernisierung der Signalanlagen und der 
Bahnübergänge. 

Die Finanzierung dieses Investitionsprogramms 
wird durch verschiedene Maßnahmen des Bundes 
zur Verbesserung der Kapitalstruktur der Deutschen 
Bundesbahn gefördert. Schon durch die im Sofort- 
programm der Bundesregierung vorgesehenen Maß- 
nahmen ist eine Verbesserung der Kapitalstruktur 
erreicht worden: 

1. Der Bund hat ab 1961 auf die Verzinsung und 
Rückzahlung der bis 1964 gewährten Jahresdar- 
lehen von je rd. 145 Millionen DM aus Ab- 
schnitt V Artikel 2 des Verkehrsfinanzgesetzes 
1955 verzichtet. 

2, Ferner sind die Forderungen des Bundes gegen 
die Bundesbahn, die sich am 31. Dezember 1960 


— nach Abzug der für die Verlustabdeckung be- 
nötigten Mittel — auf 2 365 Millionen DM be- 
liefen, zur Kapitalaufstockung eingebracht wor- 
den. Diese Maßnahmen entlasten die Deutsche 
Bundesbahn in ihrer Ertragsrechnung um rd. 
45 Millionen DM. 

Im Rahmen der Bundeshaushalte 1962 und 1963 
hat der Bund darüber hinaus weitere wirksame 
Maßnahmen zur Kapitalaufstockung getroffen: 

Für die Durchführung ihres Investitionspro- 
gramms zur Rationalisierung und Modernisierung 
wurde die Deutsche Bundesbahn ermächtigt, in den 
Jahren 1962 und 1963 Anleihen in Höhe von je 
500 Millionen DM aufzunehmen, für die der Bund 
den Zinsen- und Tilgungsdienst übernimmt. Diese 
Anleihe-Emissionen sind inzwischen erfolgt. 

Im Bundeshaushalt 1964 ist nochmals die gleiche 
Regelung vorgesehen. 

Dieses vom Bund beabsichtigte Verfahren hat den 
Vorteil, daß eine Verbesserung der Kapitalstruk- 
tur unmittelbar nach Emission der jeweiligen An- 
leihetranchen erreicht, eine sofortige Belastung des 
Bundeshaushalts in Höhe der Anleihebeträge je- 
doch vermieden wird. Stattdessen werden sich die 
Zins- und Tilgungsleistungen der Bundesbahn auf 
eine Reihe von künftigen Bundeshaushalten ver- 
teilen. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß dieses 
auf die Möglichkeiten des Bundeshaushalts abge- 
stellte Verfahren in Verbindung mit den bereits 
durchgeführten Kapitalaufstockungen den Bedürf- 
nissen der Bundesbahn für die nächsten Jahre ge- 
recht wird und geeignet ist, ihr den Weg zu den 
notwendigen weiteren Rationalisierungs- und Mo- 
dernisierungsinvestitionen zu ebnen. 
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IV. 

Zu Frage 4 


Welche Möglichkeiten bestehen, um die Fremdverschuldung der Deutschen 
Bundesbahn auf ein erträgliches Maß herabzusetzen? 


Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick 
über die Entwicklung der Verschuldung der Bundes- 
bahn gegenüber dem Bund und Dritten sowie über 
die Entwicklung des Zinsaufwandes in der Zeit von 
1957 bis 1963: 

in Millionen DM 



Verbindlichkeiten ß 



Stand 
am Ende 
des 

Jahres 

gegen- 
über dem 
Bund 

gegen- 

über 

Dritten 

(Fremd- 

verschul- 

dung) 

zu- 

sammen 

Zins- 

aufwand 

1957 

4 132 

3 299 

7 431 

200,9 

1958 

2 752 

4 672 

7 424 

279,9 

1959 

3 436 

5 612 

9 048 

337,1 

1960 

4 016 

6 228 

10 244 

376,3 

1961 

4 021 

7 664 

11 685 

389,0 

1962 

145 

9 128 

9 273 

484,6 

1963 

482 

10 324 

10 806 

rd. 525,0 


g ohne schwebende Schuld 

In der Spalte Fremdverschuldung sind nicht ent- 
halten die Bundesbahnanleihen 1962 und 1963 in 
Höhe von je 500 Millionen DM, für die der Bund 
den Kapitaldienst übernommen hat. Der Zinsauf- 
wand für diese beiden Bundesbahnanleihen in Höhe 
von insgesamt 51,8 Millionen DM ist deshalb in der 
vorstehenden Tabelle auch nicht aufgeführt. 

Der erhebliche Rückgang der Verbindlichkeiten 
der Bundesbahn gegenüber dem Bund in den Jah- 
ren 1958 und 1962 ist darauf zurückzuführen, daß 
im Jahre 1958 die Verluste der Deutschen Bundes- 
bahn von 1948 (Währungsreform) bis 1956 in Höhe 
von 1972 Millionen DM und im Jahre 1962 die Ver- 
luste von 1957 bis 1960 in Höhe von 1625 Millionen 
DM durch Verrechnung mit Forderungen des Bun- 
des gedeckt wurden. Von den danach noch verblie- 
benen Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund wur- 
den gemäß Sofortprogramm der Bundesregierung 
— Drucksache IV/840, Anlage 2, Abschnitt I B 2, 
S. 296, 297 — im Jahre 1962 2365 Millionen DM zur 
Aufstockung des Eigenkapitals eingebracht. 

Die Bemühungen der Bundesbahn um eine finan- 
zielle Gesundung erfordern den Einsatz erheblicher 
Mittel, um neben den Ersatzinvestitionen die Ra- 
tionalisierungs- und Modernisierungsinvestitionen 
durchzuführen. In den Jahren 1957 bis 1963 wurden 


rd. 16,6 Mrd. DM investiert. Davon entfallen 

8.3 Mrd. DM auf Ersatzinvestitionen und 8,3 Mrd. 
DM auf Nettoinvestitionen (Wiederaufbau- und 
Neuinvestitionen). Die Bundesbahn hat bei der 
Steuerung der hierfür erforderlichen Mittel den In- 
vestitionen mit dem größten Rationalisierungseffekt 
materiell und zeitlich den Vorrang gegeben, soweit 
es die selbstverständliche Rücksicht auf die Erhal- 
tung und Verbesserung der Betriebssicherheit zu- 
ließ. Für die Sicherheitsmaßnahmen läßt sich jedoch 
keine unmittelbar erfaßbare Rentabilität nachwei- 
sen. 

Die Ersatzinvestitionen wurden zum überwiegen- 
den Teil durch Abschreibungen und — soweit diese 
nicht verdient werden konnten — mittelbar durch 
Liquiditätshilfen des Bundes vorfinanziert und an- 
schließend durch den Verlustausgleich abgedeckt. 
Zur Durchführung der Nettoinvestitionen in Höhe 
von rd. 8,3 Mrd. DM standen der Bundesbahn lang- 
fristige Darlehen des Bundes von rd. 1,9 Mrd. DM 
zur Verfügung. Den restlichen Mittelbedarf von rd. 

6.4 Mrd. DM mußte die Bundesbahn auf dem Kapi- 
talmarkt durch Eingehen von Fremdverbindlich- 
keiten beschaffen. Dies erklärt den aus der vorste- 
henden Tabelle ersichtlichen Anstieg der Fremd- 
verschuldung in den Jahren 1957 bis 1963. Analog 
dazu stiegen auch die Zinsen für den Schuldendienst 
an. Im Jahre 1963 hat der Zinsaufwand mit rd. 
525 Millionen DM seinen bisher höchsten Stand er- 
reicht. 

Der Bund hat einschließlich der im Jahre 1962 
und 1963 aufgenommenen Bundesbahnanleihen in 
Höhe von je 500 Millionen DM, für die der Bund 
den Kapitaldienst übernommen hat, in den Jahren 
1952 bis 1963 rd. 3,7 Mrd. DM (2365 Millionen DM 
Kapitalaufstockung H- 1000 Millionen DM Anleihen 
-f 292 Millionen DM Raten 1962 und 1963 aus dem 
Verkehrsfinanzgesetz 1955 = 3657 Mrd. DM) zur 
Erhöhung des Eigenkapitals der Bundesbahn einge- 
bracht. Von diesem Betrag wurden der Bundesbahn 
kassenmäßig rd. 1 Mrd. DM in den Jahren 1952 bis 
1956 und rd. 2,7 Mrd. DM in den Jahren 1957 bis 
1963 zur Verfügung gestellt. Die in den Jahren 1957 
bis 1963 vorgenommenen vermögenswirksamen In- 
vestitionen von rd. 8,3 Mrd. DM sind also in Höhe 
von 32,5% durch unverzinsliche Mittel finanziert wor- 
den. Auf die verzinsliche Fremdverschuldung hat 
die Bundesbahn im Durchschnitt 5 v. H. an Zinsen 
aufzubringen. Die Bundesregierung ist zwar der 
Auffassung, daß die Bundesbahn die zu verzinsen- 
den Fremdmittel für solche Investitionen aufge- 
wandt hat, die diese Verzinsung erbringen, so daß 
für die weniger wirtschaftlichen Investitionen aus- 
reichende Mittel in Form von Bundeszuschüssen zur 
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Verfügung standen. Es darf jedoch nicht übersehen 
werden, daß die Rationalisierungserfolge in der Regel 
nicht unmittelbar nach Durchführung der Investitio- 
nen in vollem Umfang wirksam werden. Sie betref- 
fen im wesentlichen die Einsparung von Personal 
und können sich daher nur im Zuge des natürlichen 
Abgangs in der Rechnung der Deutschen Bundes- 
bahn niederschlagen. Außerdem hat die ständige 
Erhöhung der Löhne, Gehälter und Versorgungs- 
bezüge bisher die Rationalisierungsgewinne in er- 
heblichem Umfang überdeckt. 

Die in Abschnitt III bereits geschilderten Hilfen 
des Bundes zur Verbesserung der Kapitalstruktur 


und die Bereitstellung von Mitteln zur Finanzierung 
von Rationalisierungs- und Modernisierungsinvesti- 
tionen bewirken gleichzeitig, daß bei gleichem In- 
vestitionsvolumen die Fremdverschuldung und der 
Zinsaufwand nicht in gleichem Maße zunehmen 
werden wie in den vergangenen Jahren. Die Fort- 
führung eines im Umfang etwa gleichen Investi- 
tionsprogramms ist jedoch zur wirtschaftlichen Ge- 
I sundung der Bundesbahn zu befürworten. Wenn 
der Personalbestand seit 1958 trotz gestiegener Ver- 
kehrsleistungen um mehr als 55 000 Eisenbahner ge- 
senkt werden konnte, so ist dies ein sichtbares Zei- 
chen für die Bedeutung der Rationalisierungsinvesti- 
tionen. 


V. 

Bemerkungen zur wirtschaftlichen Entwicklung und gegenwärtigen 
finanziellen Lage der Deutschen Bundesbahn 


Die Entwicklung der Jahresergebnisse in den Nachkriegsjahren 
zeigt, daß eine wirtschaftliche Konsolidierung der Deutschen Bundes- 
bahn trotz ständig steigender Erträge, trotz großer Fortschritte bei 
der Rationalisierung und Modernisierung und trotz steigender Bun- 
desleistungen noch nicht erreicht werden konnte. Im Jahre 1957 mußte 
die Deutsche Bundesbahn den seit ihrem Bestehen höchsten Verlust 
von 678,3 Millionen DM hinnehmen. Es gelang ihr, diesen Fehlbetrag 
in den folgenden Jahren bis auf 13,5 Millionen DM im Jahre 1960 
abzusenken. Seit 1961 weisen die Jahresergebnisse jedoch wieder eine 
steigende defizitäre Tendenz aus. Die Verluste betrugen 1961 29,8 

Millionen DM, 1962 110,2 Millionen DM und 1963 voraussichtlich 
390 Millionen DM. 

Tabelle 1 enthält eine Gegenüberstellung aller Erträge und aller 
Aufwendungen der Deutschen Bundesbahn seit 1957 unter Darstellung 
der tatsächlichen Jahresergebnisse und der Ergebnisse, die ohne die 
seit 1960 gewährten erfolgswirksamen Bundesleistungen eingetreten 
wären. Die Darstellung zeigt, daß einer kräftigen Ertragssteigerung 
(1963 gegenüber 1957 ^ +2339,7 Millionen DM) ein proportional 

noch stärkeres Anwachsen der Aufwendungen (1963 gegenüber 
1957 - +2562,9 Millionen DM) gegenüber steht, wenn die seit 1960 
gewährten erfolgswirksamen Bundesleistungen in einer Gesamthöhe 
von 1707,8 Millionen DM in den Jahren 1960 bis 1963 außer Betracht 
bleiben. Die erfolgswirksamen Bundesleistungen ^) enthielten die An- 
passungshilfe im Personenzugverkehr, ferner die Abnahme der struk- 
turell bedingten überhöhten Versorgungslasten, den Beitrag des Bun- 
des für den Betrieb und die Unterhaltung der Kreuzungen mit Bundes- 
straßen, Zinsen für den Kapitaldienst für Anleihen sowie Finanz- und 
Liquiditätshilfen. Trotzdem ist es der DB jedoch — wie vor allem das 
voraussichtliche Jahresergebnis 1963 mit einem Verlust von rd. 390 
Millionen DM erweist — noch keineswegs gelungen, die Schere zwi- 
schen Aufwendungen und Erträgen zu schließen. Eine wesentliche 
Ursache hierfür ist das im Verhältnis zu den Ertragssteigerungen und 
Einsparungen durch Rationalisierung überproportional schnelle An- 
steigen des Personalaufwandes. Dieser ist — ohne betriebsfremde 


^) Einen Gesamtüberblick über die im Jahre 1952 einsetzenden Bundeslei- 
stungen an die Deutsche Bundesbahn bis zum Jahre 1963 vermitteln die 
Tabellen 2 und 3 zum Abschnitt V. 
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Versorgungslasten — allein in dem Zeitraum von 1960/63 infolge 
gesetzlicher und lohntariflicher Maßnahmen von 4 955 Millionen 
DM um 1 285 Millionen DM auf 6 240 Millionen DM gestiegen. Diese 
Steigerung wird sich im Jahre 1964 fortsetzen. Der Personalaufwand 
wäre jedoch ungleich höher gestiegen, wenn es der DB nicht gelungen 
wäre, ihren Personalbestand seit 1958 infolge von Rationalisierungs- 
maßnahmen von 533 102 um 55 702 auf 477 400 (1963) Eisenbahner 
zu senken. Die Bedeutung der vom Bund geforderten Rationalisie- 
rungsinvestitionen der DB wird durch diese Personaleinsparungen, 
die sehr erhebliche Aufwandsminderungen ermöglicht haben, nach- 
drücklich unterstrichen. 

Allein durch Verstärkung ihrer Rationalisierungsmaßnahmen, denen 
ohnehin durch die Leistungsfähigkeit des Kapitalmarktes und die 
tragbare Zinshöhe bestimmte Grenzen gesetzt sind, wird die DB die 
oben dargelegte Entwicklung jedoch nicht bewältigen können. Dies 
gilt um so mehr, als die mit dem Ziele eines stärkeren Wettbewerbs 
z. T. bereits eingeleiteten verkehrspolitischen Maßnahmen, nämlich 
die Senkung der Werkfernverkehrsteuer und die Erhöhung der Kon- 
tingente im Güterfernverkehr der DB Verkehrsverluste bringen 
können. 


Tabelle 1 


Entwicklung der Erfolgsrechnung und der Jahresergebnisse 
der Deutschen Bundesbahn 

(ohne und mit Berücksichtigung der erfolgswirksamen Bundesleistungen) 

in Millionen DM 


Jahr 

Alle 

Erträge 

Alle 

Aufwen- 

dungen 

Ergebnis 

Spalte 2 — Spalte 3 

Erfolgswirksame 

Bundesleistungen 

Tatsächliches 
Jahresergebnis 
Spalte 4 + Spalte 5 


2 

3 




1957 

6 975,3 

7 653,6 

-678,3 



-678,3 

1958 

7 332,3 

7 909,0 

-576,7 

— 

-576,7 

1959 

7 711,8 

8 068,6 

-356,8 

— 

-356,8 

1960 

8 383,8 

8 509,8 

-126,0 

112,5 

- 13,5 

1961 

8 681,7 

9 166,5 

-484,8 

455,0 

- 29,8 

1962 

8 699,9 

9 438,9 

-739,0 

628,8 

-110,2 

1963 

9 315,0 

10 216,5 

-901,5 

511,5 

-390,0 

voraussichtlich 






Im Gegensatz zu den in Spalte 6 ausgewiesenen Ergebnissen der Jahresabschlüsse ist in Spalte 4 rein rechnerisch das 
Ergebnis ohne die ab 1960 gewährten erfolgswirksamen Bundesleistungen dargestellt. In den erfolgswirksamen 
Bundesleistungen sind die mit Kabinettbeschluß vom 30. Januar 1957 als betriebsfremd anerkannten Lasten (Versor- 
gungslasten und die Verzinsung der Ausgleichsforderung der Deutschen Bundesbank) nicht enthalten. Die Ver- 
zinsung der Ausgleichsforderung der Deutschen Bundesbank berührt die Rechnung der DB weder im Ertrag noch im 
Aufwand. Die betriebsfremden Versorgungslasten sowie die Beförderungsteuer sind in die Erträge und Aufwendungen 
eingeschlossen. 
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Tabelle 2 


Leistungen des Bundes an die DB 

1952 bis 1963 

Die Bundesleistungen an die DB vom Jahre 1952 bis zum Jahre 1963 
betrugen insgesamt 10 292,05 Millionen DM. Hiervon entfallen auf 


Investitionsdarlehen 2 905,55 Millionen DM 

Kapitaldienst (Zinsübernahme) für Anlei- 
hen zum Zwecke der Kapitaleinbringung. . 51,8 Millionen DM 

Ausgleich betriebsfremder Lasten gemäß 

Kabinettbeschluß vom 30. Januar 1957 .... 2 127,9 Millionen DM 

Leistungen nach dem Sofortprogramm der 

Bundesregierung vom 15. Juni 1960 1 256,0 Millionen DM 

Liquiditäts- und Finanzhilfen 

a) erfolgswirksame Zuschüsse 400,0 Millionen DM 

b) Darlehen 3 550,8 Millionen DM 

gesamte Bundesleistungen 1952 bis 1963 10 292,05 Millionen DM 


Einzelheiten enthält die nachfolgende Tabelle 3 über die Leistungen 
des Bundes an die DB aus dem Einzelplan 12. 


Tabelle 3 


Leistungen des Bundes an die DB aus dem Einzelplan 12 

in Millionen DM 


Rechnungsjahr 

Investitions- 

darlehen 

Kapitaldienst 
für Anleihen 

Ausgleich 
betriebsfrem- 
der Lasten 
(gemäß Kabi- 
nettbcschluß 
vom 30. Ja- 
nuar 1957) 9 

Leistungen 
nach dem 
Sofortpro- 
gramm der 
Bundesregie- 
rung vom 
15. Juni 1960 
(erfolgs- 
wirksam) “) 

Liquiditäts- und 
Finanzhilfen 

als 

Spalten 

2 bis 8 
zusammen 

Til- 

gung 

Zinsen 

for- 

folqs- 

wirk- 

sam) 

Zuschuß 

(orfolgs- 

wirksam) 

Darlehen 

1 


3 

4 



7 

8 

9 

1952 bis 1956 

1 043,0 



— 

— 


— 

2 001,2 

3 044,2 

1957 

245,0 


— 

241,3 

— 

— 

976,7 

1 463,0 

1958 

428,2 


— 

304,2 

— 

— 

248,9 

981,3 

1959 

371,8 

— 

— 

312,0 

— 

— 

134,0 

817,8 

1960 

526,3 

— 

-- 

243,0 

— 

112,5 

— 

881,8 

1961 

— 

— 

— 

335,4 

335,0 

120,0 

— 

790,4 

1962 

145,0 

— 

6,2 

343,0 

455,1 

167,5 

— 

1 116,8 

1963 

146,25 

— 

45,6 

349,0 

465,9 

— 

190,0 

1 196,75 

1952 bis 1963 

2 905,55 1 


1 51,8 

2 127,9 

1 256,0 

i 400,0 

3 550,8 

1 10 292,05 


Darin sind enthalten: 

die als betriebsfremd anerkannten Versorgungslasten und die Verzinsung der Ausgleichsforderung der Deutschen 
Bundesbank. 

“) Darin sind enthalten: 

die Anpassungshilfe im Personenzugverkehr, die strukturell-bedingten überhöhien Versorgungslasten, der Beitrag 
des Bundes zu den Kreuzungen mit Bundestraßen. 
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Schlußbemerkungen 

Die Regelung der finanziellen Beziehungen zwischen Bund 
und Bundesbahn im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 


Die Vorschläge der EWG-Kommission für die gemeinsame Ver- 
kehrspolitik, die der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auf seiner 104. Tagung am 14. Juni 1963 gemäß Artikel 75 EWGV an 
den Wirtschafts- und Sozialausschuß und an das Europäische Parla- 
ment weitergeleitet hat, behandeln u. a. bestimmte, die Eisenbahn- 
unternehmen im EWG-Bereich betreffende Harmonisierungsmaßnah- 
men. Die oben dargestellten finanziellen Beziehungen zwischen Bund 
und Bundesbahn werden nach diesen Vorschlägen den Maßnahmen 
zur Integration des Verkehrswesens im EWG-Bereich anzupassen 
sein, die die Organe der Gemeinschaft beschließen werden. 

Artikel 11 des Vorschlages der EWG-Kommission für die Entschei- 
dung des Rats über die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, 
die den Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver- 
kehr beeinflussen — Dok. VII (63) 167 vom 10. Mai 1963 — lautet: 

„Ab 1. Januar 1965 wird die fortschreitende Harmonisierung der 

Vorschriften durchgeführt, welche die finanziellen Beziehungen 

zwischen den Eisenbahnunternehmen und den Staaten regeln. 

Die Harmonisierung, welche die finanzielle Eigenständigkeit dieser 

Unternehmen zum Ziele hat, soll spätestens bis zum Ende der Über- 
gangszeit abgeschlossen sein.'' 

In der Begründung zu Artikel 1 1 wird von der EWG-Kommission 
folgendes ausgeführt: 

Die finanziellen Beziehungen zwischen den Staaten und den Eisen- 
bahnen seien in den einzelnen Ländern z. Z. sehr unterschiedlich ge- 
regelt. Durch diese Regelungen werde das Verhältnis der Verkehrs- 
träger untereinander zum Teil erheblich beeinflußt. Daher sei es un- 
bedingt erforderlich, die entsprechenden rechtlichen Regelungen, 
denen die Eisenbahnen unterliegen, zu harmonisieren, um auch in 
dieser Hinsicht zu einer wirklichen Gleichbehandlung der Verkehrs- 
träger zu gelangen. 

Diese in ihrer Art außerordentlich verwickelte Harmonisierung, die 
an einen Grundpfeiler der nationalen Regelungen rühre, erfordere 
ein vorsichtiges, schrittweises Vorgehen. Für ihre Durchführung sei 
daher die ganze Übergangszeit vorgesehen. 

Aus diesem noch zur Beschlußfassung anstehenden Vorschlag ergibt 
sich, daß die in diesem Bericht behandelte Regelung der finanziellen 
Beziehungen zwischen Bund und Bundesbahn in Zukunft auch unter 
dem Gesichtspunkt der Integration des europäischen Verkehrswesens 
betrachtet und weiter entwickelt werden muß. 

Eine allmähliche, behutsam durchzuführende Angleichung dieser 
Regelung wird ein wichtiges verkehrspolitisches Anliegen der näch- 
sten Jahre sein. 
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